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Mit diesem Titel ist Gabriel Zucmans
„La richesse cacheé des nations“ (Pa-
ris 2013) in deutscher Übersetzung er-
schienen.1 Das gemeinsame Interesse
an der Ungleichverteilung von Einkom-
men und Vermögen, insbesondere de-
ren Messung, stand am Beginn der
Forschungszusammenarbeit mit Tho-
mas Piketty.

Nun nimmt Zucman die Herausforde-
rungen der Besteuerung von Finanz-
vermögen zum Anlass, aus einer enor-
men Datenmenge den weltweit in
Steueroasen versteckten Reichtum zu
schätzen. Selbst im Zuge der Finanz-
krise ist ein langfristiger Rückgang der
Vermögen nicht erkennbar. In der
Schweiz sind beispielsweise im Jahr
2013 1.800 Mrd. Euro an ausländi-
schen Vermögen veranlagt. Im Zeit-
raum von 2009-2013 ist das in der
Schweiz verwaltete Vermögen um
14% gestiegen.

Die in Zucmans Berechnungen an-
gewendeten Methoden sind detailliert
dargestellt und die verwendeten Stati-
stiken allgemein zugänglich. Grundla-
ge der Analysen stellen offizielle Da-
tenquellen der einzelnen Länder zu ih-
ren Vermögensbilanzen dar. Diese
werden einander gegenübergestellt. In
den Vermögensbilanzen der einzelnen
Länder werden die ins Ausland ausge-
gebenen Wertpapiere als Passiva an-

geführt. Werden diese Wertpapiere
von Ausländern über eine Steueroase
erworben, scheinen die Werte als Akti-
va in der Bilanz erst gar nicht auf, und
das Drittland erhält aufgrund des Bank-
geheimnisses keine Information. Die
Statistik bleibt daher unvollständig,
was bei der Bewertung der Ergebnisse
zu berücksichtigen ist.

Ein weiteres Manko liegt darin, dass
Termineinlagen und Bargeld außer An-
satz bleiben. Um diese Unvollständig-
keit auszugleichen, ergänzt Zucman
seine Berechnungen mit den Daten der
Bank für Internationalen Zahlungsaus-
gleich sowie der Nationalbanken der
einzelnen Länder.

Im Ergebnis hält er fest, dass sich
vom gesamten weltweiten privaten Fi-
nanzvermögen 8% in Offshore-Zen-
tren befinden, das sind ca. 5.800 Mrd.
Euro. Davon bleiben vier Fünftel unver-
steuert, der jährliche Steuerausfall be-
trägt mindestens 130 Mrd. Euro. Sämt-
liche Grundlagen macht Zucman trans-
parent, und er arbeitet weiterhin an der
Erweiterung und Aktualisierung seiner
Berechnungen.

Die einzelnen Steueroasen stehen in
keinem Konkurrenzverhältnis zueinan-
der. Vielmehr ergänzen sie einander.
Die unterschiedlichen Spezialisierun-
gen der Steueroasen reichen von tra-
ditionellen Vermögensverwaltungen
über bevorzugte Veranlagungsformen
bis hin zum kompletten System der
Schattenbanken – die vorhandene
Vielfalt an möglichen Aktivitäten in den
Offshore-Zentren ist beachtlich und für
gewöhnlich völlig rechtmäßig und legi-
timiert.

Noch vor einigen Jahren konnten in-
nerhalb der Europäischen Union und
der OECD-Länder hinsichtlich des au-
tomatischen Informationsaustausches
keine wesentlichen Erfolge erzielt wer-
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den. Erst mit dem durch die Krise aus-
gelösten Druck auf die nationalen Bud-
gets werden Steuervermeidungsprakti-
ken multinationaler Konzerne und ver-
mögender Privatpersonen als Problem
wahrgenommen. Wächst der wirt-
schaftliche und politische Druck, steigt
auch die Anzahl der abgeschlossenen
Abkommen.2

Die Europäische Kommission legte
2012 einen Aktionsplan für ein effekti-
veres Vorgehen der EU gegen Steuer-
hinterziehung und Steuerumgehung
vor. Der Aktionsplan enthält entspre-
chende Empfehlungen an die Mit-
gliedsländer hinsichtlich des Umgangs
mit Steueroasen sowie Maßnahmen
gegen aggressive Steuerplanung. Es
hat den Anschein, als erkenne selbst
die Europäische Kommission die Be-
schränktheit ihrer Problemlösungsstra-
tegie, die notwendige Finanzierung der
nationalen Budgets über umfangreiche
Sparmaßnahmen sicherzustellen.

Wollen die Mitgliedsstaaten zur Be-
wältigung ihrer Aufgaben für ausrei-
chende Steuereinnahmen sorgen,
können sie auf einen angemessenen
Steuerbetrag aus Gewinnen der multi-
nationalen Konzerne nicht verzichten.
Auch Zucman rückt die Steueroptimie-
rungspraktiken wie zum Beispiel Ge-
winnverlagerungen, Verrechnungs-
preissysteme oder andere fragwürdige
Methoden von großen Unternehmen
und Konzernen in den Mittelpunkt.

Es bedarf einer globalen Lösung,
dergemäß die weltweiten Gewinne ver-
steuert und die Steueraufkommen ent-
sprechend einem bestimmten Vertei-
lungsschlüssel nach den in den jeweili-
gen Ländern getätigten Umsätzen auf-
geteilt werden. Nach den vorliegenden
Schätzungen könnten die Gewinnsteu-
ereinnahmen um 30% gesteigert wer-
den. Mit der Einführung einer globalen

Besteuerung hätte das Kapital keine
Möglichkeit mehr, sich der steuerlichen
Erfassung zu entziehen. Effektive
Sanktionsmöglichkeiten wären eine
wesentliche Voraussetzung dafür.

Bisher sind die Nationalstaaten im
Kampf gegen aggressive Steuerpla-
nung mit zu wenig Entschlossenheit
aufgetreten. Um vermeintlich noch hö-
heren Einnahmenausfällen vorzubeu-
gen, wollten die Länder Anreize schaf-
fen, das Kapital im Land zu halten. Dar-
aus entstand ein intensiver Wettlauf,
die nominellen Steuersätze der Kör-
perschaftsteuer zu senken. Der durch-
schnittliche nominelle Körperschafts-
teuersatz in der EU fiel 1995-2014 von
35% auf 22,9%.3 Im Ergebnis haben
sich die Staaten sowohl durch den Ein-
nahmenausfall aufgrund Steuerhinter-
ziehung als auch durch den Einnah-
menentgang wegen der niedrigen
Steuersätze doppelten Schaden zuge-
führt. Die verfehlte Steuerpolitik nützt
lediglich den multinationalen Konzer-
nen.

Nach jahrelanger Diskussion legte
die Europäische Kommission 2011
endlich einen Richtlinien-Entwurf zur
Einführung einer gemeinsamen konso-
lidierten Körperschaftsteuerbemes-
sungsgrundlage vor. Der Entwurf bein-
haltet im Wesentlichen die Vereinheitli-
chung der Bemessungsgrundlage für
international tätige Konzerne. Die Ge-
winne sollen nach einem bestimmten
Schlüssel auf die Mitgliedstaaten auf-
geteilt werden.4 Bislang – nahezu vier
Jahre später – konnte jedoch noch
keine Einigung auf politischer Ebene
über den Richtlinien-Entwurf erzielt
werden.

Mittlerweile wurde auch von der
OECD ein Aktionsplan (Base Erosion
and Profit Shifting, BEPS) vorgelegt,
der ein gemeinsames, länderübergrei-
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fendes Vorgehen gegen die Steuerma-
nipulationen der Konzerne beinhaltet.5

Generell konnten nur kleine Fort-
schritte bei der Bekämpfung von
Steueroasen und Geheimhaltungsin-
strumente erreicht werden. Der auto-
matische Informationsaustausch soll
nach OECD-Standard bis 2016 umge-
setzt werden. Nach wie vor bleiben
jene Regelungen und Institutionen un-
berührt, die die Transparenz und somit
Offenlegung von Besitz-, Einkom-
mens- und Vermögensverhältnissen
verhindern. Eine zentrale Forderung
sieht die Schaffung eines weltweiten
Finanzregisters als Grundlage eines
automatischen Informationsaustau-
sches vor, das die tatsächlichen wirt-
schaftlichen EigentümerInnen anführt.

Zucman sieht den Internationalen
Währungsfond als jene Institution, die
mit ihren technischen Mitteln in der
Lage ist, ein solches Register aufzu-
bauen. Der IWF hat bereits ausrei-
chende Information über Kapitalflüsse
und Wertpapierbestände nahezu aller
Länder. In einem weiteren Schritt
müssten die Datenbasen der nationa-
len Zentraldepots mit anderen verfüg-
baren Datenquellen, etwa Bilanzen,
abgeglichen und verifiziert werden.
Schließlich müssen die nationalen Fi-
nanzverwaltungen Zugang zum Fi-
nanzkataster haben.

Zucman kritisiert abschließend die
mangelnde Courage und Entschlos-
senheit der einzelnen nationalstaatli-

chen Regierungen. Umso wichtiger
sind seine Lösungsvorschläge bezüg-
lich wirkungsvoller Maßnahmen zur
Bekämpfung von Steuerflucht und
Steueroasen. Seine Vorschläge zu
weltweit gemeinsamen Regelungs-
und Kontrollmechanismen stellen po-
tenziell durchsetzbare Lösungsschritte
dar.

Gertraud Lunzer
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